Anlage 1

Dienstvertrag

zwischen dem CVJM ………………………und Herrn/Frau………………………………………

Richtlinien zum Dienstvertrag

I. Wesen der Dienstgemeinschaft

1. Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin gehört als Mitglied zur Dienstgemeinschaft der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen innerhalb des CVJM ………………………. Das Wesen dieser Dienstgemeinschaft steht im engen Zusammenhang mit dem Auftrag des CVJM, der in seiner Satzung niedergelegt ist. Alle Mitglieder dieser Dienstgemeinschaft leisten den ihnen anvertrauten Dienst treu und nach bestem Vermögen. Ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes soll der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des CVJM mit übernommen haben. Es wird vorausgesetzt, dass sie die Aufgaben des CVJM bejahen und an ihrer Erfüllung mitarbeiten wollen.


2. Auf dieser Grundlage regelt sich das Dienstverhältnis zwischen dm CVJM…………………… und seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen.


II. Dienstpflichten

1. Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin stellt seine/ihre beruflichen Fähigkeiten und Erfahrungen uneingeschränkt in den Dienst. Bei der Ausübung dieses Dienstes beachtet er/sie die Anweisungen und Anordnungen seiner/ihrer Vorgesetzten.


2. Schweigepflicht für die dienstlichen Angelegenheiten besteht nicht nur für die Dauer des Dienstverhältnisses, sondern auch nach seiner Beendigung.


3. Die Übernahme einer bezahlten oder einer den Dienst beeinträchtigenden nicht bezahlten Nebenbeschäftigung bedarf der Genehmigung durch den Vorstand.


4. Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin darf sich auf Grund ihres Beschäftigungsverhältnisses nicht in zulässiger Weise Vorteile verschaffen.


5. Pflegliche Behandlung des Eigentums des CVJM und Sparsamkeit in seiner Verwendung gehören zu den selbstverständlichen Pflichten.


6. Wenn der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin seine/ihre Dienstpflichten vorsätzlich oder fahrlässig verletzt, so haftet er/sie dem CVJM nach den gesetzlichen Bestimmungen.

III. Arbeitszeit:

1. Von dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin wird erwartet, dass er/sie über die festgelegte Arbeitszeit hinaus im Rahmen seines/ihres Auftrages auch ehrenamtlichen Dienst leistet. Hierdurch sollte eine wöchentliche Gesamtarbeitszeit von 48 Stunden nicht überschritten werden. Für darüber hinausgehende angeordnete Dienstzeiten ist ein angemessener Ausgleich in Form von arbeitsfreier Zeit bzw. Vergütung zu gewähren.
Für Freizeiten und andere mehrtägige Maßnahmen und Dienste zu ungünstigen Zeiten, sind einvernehmliche Regelungen zu treffen, die dem gemeinsamen Engagement von ehren- und hauptamtlichen Mitarbeitern, dem Auftrag und der Fürsorge entsprechen.


2. Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin ist verpflichtet, in Urlaubs- und Krankheitsfällen ohne besondere Entschädigung Vertretungen zu angemessenen Grenzen zu übernehmen.


3. Für die Teilnahme des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin an Tagungen und Rüstzeiten, welche zu seiner/ihrer inneren Stärkung und beruflichen Weiterbildung durchgeführt werden, wird der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin bis zu 10/12 Arbeitstagen (5/6-Tage-Woche) im Jahr freigestellt (z. B. Sekretärskonferenzen und Fortbildungsmaßnahmen).


IV. Fernbleiben vom Dienst 

1. Fernbleiben vom Dienst bedarf grundsätzlicher vorheriger Zustimmung durch den unmittelbaren Vorgesetzten.


2. Eine Dienstunfähigkeit wegen Krankheit hat der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin unverzüglich mitzuteilen. Die Dienstunfähigkeit ist unaufgefordert, spätestens am 4. Tag durch Vorlage einer ärztlichen Krankheitsbescheinigung nachzuweisen.

V. Erholungsurlaub

1. Der Erholungsurlaub dient der Erhaltung der Gesundheit und soll deshalb von dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin auch tatsächlich – nach Möglichkeit ohne Unterbrechung – in Anspruch genommen werden. Über die zeitliche Festsetzung des Urlaubs entscheidet der Vorstand. Dabei sind die Wünsche des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin möglichst zu berücksichtigen.


2. Der Urlaubsanspruch kann erstmalig nach Ablauf einer halbjährigen Dienstzeit geltend gemacht werden.


3. Als Urlaubsjahr gilt das Kalenderjahr. Kann der Urlaub bis zum Ende des Urlaubsjahres nicht angetreten werden, ist er bis zum 30. März des folgenden Urlaubsjahres anzutreten.

………………………………………………, den ……………………………………………

